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Seit seinem Amtsantritt Ende Juni hat der neue 
Präsident der Philippinen, Rodrigo Duterte, ei-
nen eigentümlichen Regierungsstil entwickelt. 
Dieser «Dutertismo» zeichnet sich durch Pen-
delschläge einer mal knallhart kalkulierenden, 
mal impulsiven und brutalen Politik aus. Was 
die Aussenpolitik Manilas betrifft, so zündete 
der 71-Jährige am vergangenen Donnerstag in 
der Volksrepublik China eine diplomatische 
Bombe, über deren Sprengkraft in Manila, 
Washingto n und Beijing noch immer gegrübelt 
wird  – und auch in Tokio, wo Duterte in die-
ser Woche zu Gesprächen mit Japans Premier-
minister Shinzo Abe weilt.

Ein Tabubruch ohnegleichen

Duterte hatte anlässlich eines viertägigen 
Staatsbesuchs unter grossem Applaus eines 
hochkarätig besetzten Wirtschaftsforums in 
Beijing «die Trennung von den USA» in «militä-
rischen und ökonomischen» Belangen verkün-
det. Ein Tabubruch ohnegleichen: Immerhin 
waren die Philippinen von 1898 bis 1946 die 
einzige US-Kolonie in Südostasien und danach 
stets engster Verbündeter Washingtons in der 
Region.

Entsprechend üppig fiel denn auch die 
«Mitgift» für den Staatsgast und neuen Verbün-
deten aus: In Beijing wurde eine enge Koopera-
tion in den Bereichen Wirtschaft, Infrastruktur 
und Landwirtschaft in Höhe von umgerechnet 
13,5  Milliarden Franken unterzeichnet. Dar-
über hinaus wurden Manila fast 9  Milliarden 
Franken an günstigen chinesischen Darlehen in 
Aussicht gestellt. Schliesslich gelang es, äusserst 
kontroverse Territorialansprüche im Südchine-
sischen Meer (das Manila mittlerweile Westphi-
lippinische See nennt) aussen vor zu lassen und 
später in bilateralen Gesprächen zu erörtern.

So freuten sich die philippinischen Regie-
rungsvertreter über die wirtschaftlichen Seg-
nungen ihres Besuchs in Beijing. Unterhändler 
beider Seiten lobten die ausserordentlich herz-
liche Atmosphäre der Staatsvisite, während 
Chinas stellvertretender Aussenminister Liu 
Zhenmin konstatierte: «Dieser Besuch hat dazu 
beigetragen, die bilateralen Beziehungen voll-
auf zu normalisieren, zum Dialog zurückzu-
kehren und maritime Angelegenheiten durch 
Konsultationen zu regeln.» 2012 hatte China 
unter anderem die von den Philippinen bean-
spruchte Scarborough-Shoal-Fischereizone für 
sich reklamiert. Dutertes Vorgänger, Präsident 
Benigno S. Aquino III., klagte deshalb vor dem 
internationalen Schiedsgericht in Den Haag 
und hatte Erfolg, wodurch sich Beijing brüs-
kiert zeigte.

Klare Verliererin der neuen philippi-
nisch-chinesischen Annäherung, die Duterte 
gern durch engere Beziehungen zu Russland 
flankiert sähe, ist die US-amerikanische Regie-

rung. Präsident Barack Obamas verstärkte Hin-
wendung zur Asien-Pazifik-Region («Pivot to 
Asia») stützt sich – neben Japan – besonders auf 
die Philippinen. William Howard Taft, von 1901 
bis 1904 erster ziviler US-Generalgouverneur in 
dem Inselstaat, hatte die Filipinos «unsere klei-
nen braunen Brüder» genannt und so einen zäh-
lebigen rassistischen Paternalismus begründet.

Solche Zeiten, versicherte Dutertes Aus-
sen mi nis ter Perfecto Yasay jr., seien ein für alle 
Mal passé. Man werde bestehende militäri-
sche Verträge und Abkommen prüfen und die 
regelmässigen gemeinsamen Militär manöver 
ab 2017 aussetzen. Da blieb dem eigens zu 
Wochenbeginn nach Manila gereisten Abtei-
lungsleiter für ostasiatische und pazifische 
Angelegenheiten im US-Aussenministerium, 
Daniel Russel, nichts anderes übrig, als sich in 
Schadensbegrenzung zu üben. Gegenüber der 
Presse sprach Russel am Montag in Manila von 
einem «wirklichen Klima der Unsicherheit».

Droht ein Militärputsch?

Der entfachte Disput könnte einerseits dazu 
führen, dass weite Teile der philippinischen 
Bevölkerung ihre noch immer tief verankerte 
feudale Hörigkeit hinterfragen. Andererseits 
dürfte Dutertes Politik die traditionellen und 
US-hörigen Eliten seines Landes zutiefst ver-
unsichern. Die stramm im Geist des Antikom-
munismus geschulten philippinischen Armee-
generäle und Polizeioffiziere  – von den lokal 
stationierten FBI- und CIA-AgentInnen ganz zu 
schweigen – könnten dem «Dutertismo» ein jä-
hes Ende bereiten. Ihnen schmecken weder die 
Kritik an den USA noch die laufenden Friedens-
verhandlungen mit dem linken Untergrund-
bündnis der Nationalen Demokratischen Front 
der Philippinen (NDFP).

Denkbar wäre ein Putsch seitens der 
staatlichen Sicherheitskräfte. Dass sich diese 
der Kontrolle Dutertes entziehen, war vor eini-
gen Tagen just vor dem US-Botschaftsgebäude 
in Manila zu beobachten: Demonstrierende 
forderten eine unabhängige Aussenpolitik und 
den Abzug der USA. Plötzlich raste ein Polizei-
auto mehrfach in die Menge, und selbst das 
medizinische Personal, das sich um die Ver-
wundeten kümmern wollte, wurde in Polizei-
gewahrsam genommen.

Es war die Tat von Leuten, die aus dem 
Umfeld des vorherigen Präsidenten kommen. 
Zwar verlor der Vorzugskandidat Aquinos die 
Wahl deutlich, doch ergatterte die ebenfalls 
zum Aquino-Lager gehörende Maria Leonor 
Robredo das Amt der Vizepräsidentin. Laut 
Verfassung würde sie den Präsidenten im To-
desfall oder wenn er aus anderen Gründen aus-
ser stan de wäre, seinen präsidialen Aufgaben 
nachzukommen, beerben. Das wissen auch die 
Armee- und Polizeioffiziere.
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Im Zeitalter  
der Vertragsflucht
Immer mehr afrikanische Staaten wollen sich vom Den Haager 
Strafgerichtshof zurückziehen. Der Prozess steht für eine Auflösung 
internationaler Grundprinzipien.

Burundis Präsident Pierre Nkurunziza liess 
sein Parlament abstimmen, bevor er mit seiner 
Unterschrift den Rückzug vom Internationa-
len Strafgerichtshof (ICC) offiziell machte. In 
einem Jahr ist er rechtsgültig. Gegen Nkurun-
ziza ermittelt das Den Haager Gericht, weil 
er jede kritische Stimme im zentralafrikani-
schen Land brutal zum Schweigen bringt und 
dabei glaubhaften Berichten zufolge auch vor 
schweren Menschenrechtsverletzungen nicht 
zurückschreckt.

Im Parlament hat Nkurunziza eine sehr 
grosse Mehrheit, die Abstimmung war eigent-
lich sinnlos. Doch der Deckmantel der Demo-
kratie gehört in Burundi dazu, wo Nkurunziza 
erst wählen liess, nachdem er die 
Verfassung zu seinen Gunsten ge-
ändert, die Opposition niederge-
knüppelt und damit seinen Sieg 
gesichert hatte. Vielerorts auf 
der Welt blühen solche Regimes, 
die vorgeblich nach den Regeln 
parlamentarischer Demokratien 
spielen, in Wirklichkeit aber Des-
potien sind, die Grund- und Men-
schenrechte pervertieren.

Der ICC wurde 1998 durch 
das multilaterale Römische Statut 
geschaffen, um solche Machtkon-
strukte zu verhindern und die Universalität von 
Menschenrechten zu verteidigen. Seit Juli 2002 
verhandelt der Strafgerichtshof in Den Haag die 
schlimmsten Verbrechen des Völkerstrafrechts: 
Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlich-
keit und Kriegsverbrechen. Er verspricht, selbst 
die Mächtigsten zu bestrafen, wenn sie gegen 
Menschenrechte verstossen. Niemand soll über 
Leichen an die Macht gelangen, keine Volks-
gruppe Angst vor der Auslöschung haben.

Nicht nur der Rückzug Burundis zeigt, 
dass dieses Versprechen gescheitert ist. Letzte 
Woche hat auch Südafrika angekündigt, den 
ICC zu verlassen. Der umstrittene Staatschef 
Jacob Zuma war im Sommer dafür gescholten 
worden, dass er den vom ICC mit Haftbefehl 
gesuchten Präsidenten des Sudan, Umar al-
Baschir, bei einem Staatsbesuch in Südafrika 
nicht hatte verhaften lassen.

Erst an diesem Dienstag kam aus Gambia 
die Meldung, das Land werde aus dem ICC aus-
treten. Dasselbe hat auch Kenia im Sinn: Prä-
sident Uhuru Kenyatta und sein Vize William 
Ruto standen selbst in Den Haag vor Gericht, 
weil sie für die Gewaltwelle nach den Wahlen 
von 2007 mitverantwortlich waren. Aber kei-
ner von beiden konnte verurteilt werden – auch 
weil Zeugen verschwanden, umgebracht wur-

den oder im Lauf des Verfahrens ihre Aussagen 
änderten. Die Hoffnung der meisten Ke nia ner-
Innen, die den ICC zunächst für die Verfolgung 
der von Kenias Justiz unantastbaren Politiker 
feierten, schlug in Angst vor einer erneuten Ge-
waltwelle um. Je länger der Prozess sich hinzog, 
desto mehr fachten die Regierenden Proteste 
gegen den ICC an.

Die afrikanischen Austritte markieren 
den Anfang vom Ende des Internationalen 
Strafgerichtshofs. Denn Nkurunziza und Zuma 
haben eine wichtige Hemmschwelle über-
schritten: Als ein mühsam ausgehandelter in-
ternationaler Vertrag ihnen Schwierigkeiten 
bereitete, wählten sie den Exit. Bald werden 

weitere Staaten folgen, wie etwa 
der Tschad. An Despoten man-
gelt es nicht.

Wenn diese Haltung um 
sich greift, ist mehr als nur das 
Fortbestehen des ICC in Gefahr. 
Denn damit werden essenzielle 
internationale Grundprinzipien 
unterwandert: Wozu noch über 
einen Klimavertrag verhandeln, 
wenn kurz vor der Sanktionie-
rung jeder Staat austreten kann, 
der seine Ziele nicht erreicht 
hat? Warum Abrüstungsziele 

beschliessen, wenn sich der Vertragspartner 
womöglich nicht daran hält? Wieso Flüchtlings-
quoten vereinbaren, wenn Regierungen spon-
tan die Beschlüsse kassieren können?

Die drei Beispiele sind bezeichnend, weil 
alle drei nicht Theorie, sondern längst Praxis 
sind. Afrikas Despoten muss man vorwerfen, 
dass sie mit dem ICC-Austritt ihre eigene Straf-
losigkeit sichern wollen. Doch die meisten af-
rikanischen Staaten sind dem ICC wenigstens 
beigetreten, während Länder wie Syrien, die 
USA oder Russland gar nie Mitglied wurden. 
Für sie könnte einzig der Sicherheitsrat der Uno 
den Weg für Strafverfolgung frei machen – eine 
Illusion, wie der Syrienkrieg zeigt.

Der afrikanische Exit aus dem ICC zeigt, 
dass es keine allmächtige Weltjustiz gibt, die 
das Gute auf dem Planeten verfechten wird. 
Völkerrechtliche Erfolge können einzig mit po-
litischen Mitteln errungen werden: Wer will, 
dass in Burundi und Südafrika grundlegende 
Menschenrechte eingehalten werden, muss 
eine intelligente Aussenpolitik betreiben. Denn 
erst wenn Despoten wie Nkurunziza politische 
Konsequenzen fürchten, werden sie ihre eige-
ne Politik ändern. Die Zeit, in der sich auslän-
dische Regierungen hinter einem Weltgericht 
verstecken konnten, sind hingegen vorbei.

Die Börsen sind erleichtert. Nächste Woche wird 
Spanien wieder eine ordentliche Regierung ha-
ben. Nach einem Jahr parteiinterner Auseinan-
dersetzungen machen die SozialistInnen den 
Weg für Regierungschef Mariano Rajoy frei  – 
obwohl der Rechtskonservative in Kor rup tions-
skan da le verwickelt ist und für eine extrem 
autoritäre Politik steht. Der sozialistische PSOE 
wird zwar formal keine Koalition mit dem kon-
servativen PP bilden, sich ihm aber faktisch un-
terwerfen. Damit ist klar, dass die von Brüssel 
verlangten Haushaltskürzungen über zehn Mil-
liarden Euro umgesetzt werden. Die neoliberale 
Austeritätspolitik geht in die nächste Runde.

Der Druck von den Börsen und der EU 
ist aber nicht der einzige Grund für das Ein-
knicken der spanischen Sozialdemokratie. Die 
neue Regierung ist auch ein Projekt der na tio-
na len Einheit. Die Bildung einer Linksregie-
rung von PSOE, Podemos und katalanischen 
sowie baskischen Parteien scheiterte im letz-
ten Jahr nämlich nicht an sozialpolitischen 
Themen, sondern an der Katalonienfrage. Der 
PSOE weigerte sich, über ein Unabhängigkeits-

referendum  – wie es von einer grossen Mehr-
heit der KatalanInnen, aber auch von Podemos 
gefordert wird – auch nur zu diskutieren.

Der neuen Regierung soll auch die Partei 
Ciudadanos angehören, die einst als Gegen-
bewegung zum katalanischen Nationalismus 
entstanden war. Damit wird der Konflikt schon 
bald eskalieren. Bereits in den vergangenen 
Monaten sind zahlreiche vom Autonomie-
parlament in Barcelona verabschiedete Vorstö-
sse von der spanischen Justiz für verfassungs   -
wi dri g erklärt worden: zum Beispiel Gesetze 
gegen Zwangsräumungen, soziale Ungleichheit 
oder auch Stierkämpfe. Die Lancierung eines 
verfassunggebenden Prozesses wurde gestoppt. 
Und seit kurzem werden vermehrt Verfahren 
gegen PolitikerInnen eröffnet, wie etwa gegen 
Carme Forcadell, die linksrepublikanische Prä-
sidentin des katalanischen Parlaments.

Hinter dem erbitterten Widerstand gegen 
Selbstbestimmungsforderungen steht nicht 
nur die Furcht, die Industriegebiete im Norden 
zu verlieren. Er hat auch eine historisch-sym-
bolische Dimension: Schon unter der Franco-
Diktatur begriff Spaniens Rechte die Verteidi-
gung der nationalen Einheit als ihre wichtigste 
Mission. Das Drama des PSOE ist, dass er sich 
das reaktionäre Erbe des Franquismus wäh-
rend der Transición Ende der siebziger Jahre 
teilweise zu eigen machte. Das ermöglichte ihm 
damals eine Teilhabe an der politischen Macht, 
verstellt seither aber die Möglichkeit einer pro-
gressiven, republikanischen und föderalisti-
schen Reform Spaniens.
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keine allmächtige 
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